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Aktuelle steuerrechtliche Entwicklungen

Ein Beitrag von Anna Imberg und Sophie Richter

Jahressteuer-Update

Das Zuwendungsempfängerregi-
ster, elektronische Rechnungs-
stellung und die erste Recht-
sprechung zur gemeinnützigen 
Kooperation - zum 1. Januar 2024 
hat sich steuerrechtlich einiges 
verändert. 

Außerdem steht mit Aussicht 
auf baldige Verabschiedung das 
Wachstumschancengesetz in den 
Startlöchern. 

Damit Sie den Überblick behalten, 
haben wir aktuelle steuerrechtliche 
Entwicklungen nachfolgend für Sie 
zusammengestellt.

ZUGFeRD, XRechnung & Co – die 
E-Rechnung kommt! 

Mit Verabschiedung des Wachs-
tumschancengesetzes soll sie 
kommen: die E-Rechnung zum 1. 
Januar 2025. E-Rechnungen sind 

Rechnungen, die maschinell ausge-
lesen und automatisiert weiterver-
arbeitet werden können. 

Sie sollen künftig Papierrech-
nungen, PDF-Dateien und Rech-
nungen im E-Mailformat ersetzen. 
Kernelement der E-Rechnung ist 
das Dateiformat.

Während das bereits verbreitete 
XML-Format für den Menschen 
nicht lesbar ist, stellt das alterna-
tive „ZUGFeRD-Format“ ein hybri-
des Modell dar. Eine Rechnung im 
ZUGFeRD-Format sieht zunächst 
wie eine PDF-Rechnung aus. 

Das Besondere: in das PDF wird die 
Rechnungsdatei im XML-Format 
zusätzlich eingebettet und erlaubt 
so, dass die Rechnungsdaten ma-
schinell ausgelesen und automa-
tisiert weiterverarbeitet werden 
können.

Zum Empfang elektronischer Rech-
nungen sind inländische Unter-
nehmer voraussichtlich ab dem 1. 
Januar 2025 verpflichtet. Eine Aus-
nahme für steuerbegünstigte Kör-
perschaften gibt es nicht. Selbst 
sog. „E-Rechnungen“ ausstellen 
können müssen deutsche Unter-
nehmen bis spätestens 1. Januar 
2028. 

Inhaltlich unterscheidet sich die E-
Rechnung von der herkömmlichen 
Rechnung nicht. Auch die elektro-
nische Version muss weiterhin im 
Original und unveränderbar, nun 
allerdings in elektronischer Form 
aufbewahrt werden.

Von der Finanzverwaltung wird 
diesbezüglich ein revisionssicheres 
Archivsystem gefordert. Schließlich 
müssen Lesbarkeit, Unversehrtheit 
des Inhalts und die Nachvollzieh-
barkeit der Echtheit der Herkunft 

Definition einer E-Rechnung des Bundesministeriums des Innern und für Heimat. Weiterführende Informationen siehe https://
www.e-rechnung-bund.de
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in der gesamten 10-jährigen Frist 
gewährleistet sein.

Zuwendungsempfängerregister 
– Kernelement eines modernen 
digitalen Spendennachweis-Ver-
fahrens

Das sog. „Zuwendungsempfänger-
register“ ging zum 1. Januar 2024 
an den Start. Dabei handelt es sich 
um ein Online-Register, das alle 
Körperschaften beinhaltet, die Zu-
wendungsbestätigungen für Spen-
den und Mitgliedsbeiträge ausstel-
len dürfen.

Sinn und Zweck des Zuwendungs-
empfängerregisters

Grundidee ist, die manuelle Aus-
stellung von Spendenbestäti-
gungen künftig durch online-Mel-
dungen an das Bundeszentralamt 
für Steuern, bzw. an das Wohnsitz-
Finanzamt des Zuwendenden zu 
ersetzen. 

Während dieses Ziel noch in der 
(technischen) Entwicklung steckt, 
werden andere Zwecke unmittel-
bar mit Einführung des Registers 
zum 1. Januar 2024 verwirklicht. 

So soll ein öffentlicher Zugang 
zum Register spendenwilligen 
Bürgern einen ersten Überblick 
über die gemeinnützigen, mildtä-
tigen und kirchlichen Organisati-
onen geben. 

Als Nebeneffekt werden dabei 
steuerbegünstigte Einrichtungen 
in ihrer Werbung für die Beschaf-
fung von (Geld-)Spenden und die 
Gewinnung ehrenamtlich Enga-
gierter unterstützt.

Wie genau soll das funktionieren?

Herzstück des Registers sind die 
darin gespeicherten Daten zu den 
jeweiligen Organisationen. Darun-
ter insbesondere gespeicherte Da-
ten:

   �Wirtschafts-Identifikationsnum-
mer

   �Name

   �Anschrift

   �Steuerbegünstigte Zwecke der 
Körperschaft

   �Zuständige Finanzbehörde

   �Datum der Erteilung des letzten 
Freistellungsbescheides, der 
Anlage zum KSt-Bescheid oder 
des §60a-Bescheids

   �Bankverbindung der Körper-
schaft

   �Weitere freiwillige Daten wie Link 
zur eigenen Website möglich.

Das für die jeweilige Körperschaft 
zuständige Finanzamt übermittelt 
dem Bundeszentralamt für Steuern 
die Daten sowie unverzüglich jede 
Änderung. 

Das heißt, dass die Informations- 
und Handlungspflicht grundsätz-

In der deutschen Steuerverwaltung ist das Bundeszentralamt für Steuern für das 
Zuwendungsempfängerregister zuständig (§ 5 Abs. 1 Nr. 47 FVG - neu). Weiterfüh-
rende Informationen siehe https://www.bzst.de

lich bei den Finanzämtern und nicht 
bei den Körperschaften selbst liegt. 

Tipps für steuerbegünstigte Kör-
perschaften

Nach unserem Kenntnisstand sind 
die Wirtschafts-ID-Nummern bis-
lang noch nicht vergeben worden. 
Insgesamt ist davon auszugehen, 
dass der Start zu Beginn des Jahres 
2024 nicht ganz reibungslos ver-
laufen wird. 

Sobald es möglich ist, sollte geprüft 
werden, ob Ihre Organisation in das 
Register aufgenommen wurde und 
die Daten zutreffend sind. 

Alle im Zuwendungsempfänger-
register gespeicherten Organi-
sationen haben die Möglichkeit, 
Änderungen, Löschungen und Hin-
zufügungen in ihren Kontaktdaten 
(Kontoverbindung, Internetadres-
se) selbst vorzunehmen. 

Um die Vorteile des Registers op-
timal zu nutzen, sollten die Daten 
immer aktuell sein bzw. fortlaufend 
überprüft werden.
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sämtliche Kooperationspartner 
ihre Satzungen anpassen und auf-
einander abstimmen. Daher bleibt 
abzuwarten, wie der BFH entschei-
det bzw. ob die Finanzverwaltung 
eine Änderung des Anwendungs-
erlasses vornimmt.

Weitere Änderungen und steuerlich 
relevante Themen im Jahr 2024

Null-Steuersatz bei PV-Anlagen

Für die Lieferung und Installation 
bestimmter Photovoltaik-Anlagen 

nanzhof (BFH) diesbezüglich ent-
scheiden wird.

Bewertung der Rechtsprechung

Die Entscheidung des FG Hamburg 
ist sehr zu begrüßen, stellt sie doch 
klar, dass die Satzungsoptimierung 
auf Seiten einer Servicegesell-
schaft zur Anerkennung von deren 
Gemeinnützigkeit ausreichend ist.

Dennoch ist zu bedenken, dass der 
Anwendungserlass der Finanzver-
waltung weiterhin vorsieht, dass 

Finanzgericht Hamburg v. 
26.09.2023 - Erste Rechtspre-
chung zur gemeinnützigen Koo-
peration

Streitpunkt: doppeltes Satzungs-
erfordernis - Umsetzung des § 57 
Abs. 3 AO

§ 57 Abs. 3 AO wurde im Zuge der 
Reform des Gemeinnützigkeits-
rechts eingeführt und ermöglicht 
mittels „planmäßigem Zusammen-
wirken“ weitreichende gemeinnüt-
zigkeitsrechtlich anerkannte Koo-
perationen. 

Insbesondere umfasst ist die Er-
bringung von Serviceleistungen, 
wie Catering, Reinigungslei-
stungen, Verwaltungsleistungen, 
etc. Dabei muss das planmäßige 
Zusammenwirken satzungsgemäß 
erfolgen. 

Die Finanzverwaltung vertritt dies-
bezüglich die Auffassung, dass so-
wohl die Satzung des Leistungser-
bringers als auch die Satzung des 
Leistungsempfängers angepasst 
werden muss. Diese Einschätzung 
wird von Beratern und Literatur 
ausdrücklich nicht geteilt.

Entscheidung des FG Hamburg

Das Finanzgericht Hamburg war 
mit dieser Frage konfrontiert und 
entschied mit Urteil vom 26. Sep-
tember 2023 (5 K 11/23), dass das 
seitens der Finanzverwaltung ge-
forderte „doppelte Satzungserfor-
dernis“ für die Anwendung des § 
57 Abs. 3 AO entbehrlich ist. 

Es ergebe sich weder aus dem 
Wortlaut des § 57 Abs. 3 AO noch 
im Wege der Auslegung die Not-
wendigkeit eines „doppelten Sat-
zungserfordernisses“. Das Urteil 
ist von grundsätzlicher Bedeutung 
und die erste Rechtsprechung zu 
diesem Thema. Die Finanzver-
waltung hat inzwischen Revision 
eingelegt, so dass der Bundesfi-

STEUER

Das Finanzgericht Hamburg entschied am 26. September 2023 (5 K 11/23), dass 
das seitens der Finanzverwaltung geforderte „doppelte Satzungserfordernis“ für die 
Anwendung des § 57 Abs. 3 AO entbehrlich ist. Die Finanzverwaltung hat Revision 
eingelegt.

Ab
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Veranlagungszeitraum Fristende ohne Steuerberater Fristende mit Steuerberater

2022 02.10.2023 31.07.2024

2023 02.09.2024 02.06.2025

2024 31.07.2025 04.04.2026

Eine Übersicht über die Abgabefristen von Steuererklärungen:
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Anna Imberg, LL.M., Steuerberaterin, ist 
Leiterin der Grundsatzabteilung Steu-
erberatung der Curacon GmbH Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft.

Sophie Richter ist Junior-Beraterin in der 
Steuerberatung bei der CURACON GmbH 
in Freiburg. Neben der Beratung von un-
serer gemeinnützigen Mandanten im ba-
dischen Raum unterstützt sie die Grund-
satzabteilung Steuerberatung. 

gilt im Jahr 2024 weiterhin der 
sog. Nullsteuersatz (§ 12 Abs. 3 
UStG). Voraussetzung hierfür ist 
u.a. ein räumlicher Zusammen-
hang der Anlage mit Wohn-, öf-
fentlichen oder dem Gemeinwohl 
dienenden Gebäuden, bzw. eine 
installierte Leistung von höch-
stens 30 kWp nach Marktstamm-
datenregister.

§ 2b UStG – Verlieren Sie die Zeit 
nicht aus den Augen

Mit dem Jahressteuergesetz 2022 
wurde die Übergangsregelung zur 
Anwendung des § 2b UStG bis zum 
31. Dezember 2024 verlängert. 

Nutzen Sie den Zeitgewinn, um die 
Projektbearbeitung zur Vorberei-
tung auf die neue Rechtslage wei-
terzuverfolgen bzw. zeitnah auf-
zusetzen, um zum 1. Januar 2025 
alle Vorgaben des § 2b UStG zu 
erfüllen.

Wachstumschancengesetz lässt 
auf sich warten

Inhaltlich besonders hervorzuhe-
ben für steuerbegünstigte Körper-
schaften ist die geplante Änderung 
zu § 12 Abs. 2 Nr. 8 Buchstabe a 
UStG – der Vorschrift zum ermäßi-
gten Steuersatz auf Zweckbetriebs-
leistungen. Neu ist, dass bei Leis-
tungen nach § 65 AO ausdrücklich 
keine umsatzsteuerliche Prüfung 
der Wettbewerbsrelevanz mehr 
vorzunehmen ist. 

Darüber hinaus soll künftig auch 
für umsatzsteuerpflichtige Leistun-
gen der Zweckbetriebe nach §§ 66 
– 68 AO der ermäßigte Steuersatz 
(7 %) anzuwenden sein, “wenn die 
Leistungsempfänger oder die an 
der Leistungserbringung beteili-
gten Personen vom steuerbegün-
stigten Zweck der Einrichtung er-
fasst werden”. 

Damit würde die Unsicherheit ins-
besondere für Inklusionsunterneh-

men und WfbM in Bezug auf den 
ermäßigten Steuersatz beseitigt.

Aktuell befasst sich ein Vermitt-
lungsausschuss mit dem Gesetz. 
Die Ergebnisse werden Anfang 
2024 erwartet. 

Es bleibt spannend!

Freibetragserhöhung bei Betriebs-
veranstaltungen

Der bisherige Freibetrag für lohn-
steuer- und sozialversicherungs-
freie Zuwendungen des Arbeit-
gebers an seine Arbeitnehmer in 
Form von Betriebsveranstaltungen 
soll im Rahmen des Wachstum-
schancengesetzes von bislang 110 
EUR je Veranstaltung und teilneh-
menden Arbeitnehmer auf 150 
EUR angehoben werden. 

Keine Jahressteuererklärungen 
mehr für Kleinunternehmer

Ebenfalls im Wachstumschancen-
gesetz geplant ist, dass Kleinunter-
nehmer ab dem Veranlagungszeit-
raum 2023 von der Einreichung 

von Umsatzsteuererklärungen be-
freit sein sollen. Lediglich bei expli-
ziter Aufforderung des Finanzamts 
zur Abgabe soll die Erklärungs-
pflicht bestehen bleiben.

Reminder: Steuersatz für Restau-
rant- und Verpflegungsleistungen

Zum Schluss der kurze Hinweis, 
dass die in Zeiten von Corona ge-
schaffene Billigkeitsmaßnahme 
zum ermäßigten Steuersatz auf 
Gastronomieleistungen zum 
31.12.2023 ausgelaufen ist. Da sie 
nicht verlängert wurde, gilt für 
Restaurant- und Verpflegungslei-
stungen ab dem 1. Januar 2024 nun 
wieder der Regelsteuersatz i. H. v. 
19 %. Für die Silvesternacht drückt 
die Finanzverwaltung allerdings 
gem. BMF-Schreiben vom 21. De-
zember 2023 ein Auge zu.

Fazit

Allein die Auswahl der dargestell-
ten Themen zeigt, dass auch das 
Jahr 2024 steuerlich einige Neu-
erungen und auch Fragezeichen 
bereithält.
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